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Wie Integration gemessen wird: Eine rechtsoziologische 
Untersuchung zur Integrationsüberprüfung im kantonalen 
Einbürgerungsverfahren am Beispiel des Aargaus 
Luca Cirigliano 
Die Überprüfung der Integration im Einbürgerungsverfahren ist eine kontroverse 
Thematik. Seit den bahnbrechenden Bundesgerichtsurteilen von 2003 und 
konfrontiert mit stark steigenden Zahlen von Anträgen haben viele 
Einbürgerungsbehörden immer noch nicht den goldenen Mittelweg zwischen 
gesetzlichen Erfordernissen und der verfahrenstechnisch optimalen Ausgestaltung 
gefunden. Der vorliegende rechtsoziologische Beitrag stellt mit empirischen 
quantitativen und qualitativen Methoden die Einbürgerungspraxis der kommunalen 
Behörden im Bereich der Integrationsüberprüfung paradigmatisch am Beispiel der 
Situation im Kanton Aargau dar. 
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 I. Grundlagen ^  
1. Ausgangslage ^  
[Rz 1] Zwei Begebenheiten haben in den letzten Jahren das schweizerische 
Einbürgerungsrecht stark geprägt: Einerseits sind die Urteile BGE 129 I 217 ff. und 
BGE 129 I 232 ff. zu nennen, andererseits die Ablehnung der Volksinitiative «Für 
demokratische Einbürgerungen» am 1. Juni 2008:1 Damit wurden für alle kantonalen 
Behörden, denen die Überprüfung der Einbürgerungsvoraussetzungen gem. 
Art.14 ff. des Bundesgesetzes über Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts 
(BüG)2 obliegt, rechstaatliche Minimalanforderungen eingeführt. Diese erlauben es 
den Behörden z.B. nicht, bei der Ablehnung von Einbürgerungen gegen Art. 8 Abs. 2 
der Bundesverfassung (BV)3 (Diskriminierungsverbot) oder Art. 29 Abs. 2 BV 
(Anspruch auf rechtliches Gehör) zu verstossen.4  
 
[Rz 2] Art. 14 lit. a bis d BüG besteht jedoch darauf, dass im ordentlichen 
Einbürgerungsverfahren u.a. die Integration des Einbürgerungswilligen festgestellt 
werden muss. D.h., ob der Bewerber zur Einbürgerung «geeignet» ist, insbesondere, 
ob er in die schweizerischen Verhältnisse eingegliedert, mit den schweizerischen 
Lebensgewohnheiten, Sitten und Gebräuchen vertraut ist und ob er die 
schweizerische Rechtsordnung beachtet. Des Weiteren darf er die innere oder 
äussere Sicherheit der Schweiz nicht gefährden. Grundsätzlich sind in der Schweiz 
die Gemeinden mit der Überprüfung der Eignung betraut,5 wobei die Kantone das 
Verfahren in der Respektierung der Minimalanforderungen des Bundes selbst 
gestalten können, gem. Art. 15a BüG.6 Während die Erfordernisse von Art. 14 lit. c 
und d (strafrechtlicher Leumund, Gefährdung der inneren- und äusseren Sicherheit 
der Schweiz) mit einer einfachen Überprüfung des Strafregisterauszugs bzw. der 
pendenten Verfahren vor den Polizei- und Justizbehörden kontrolliert werden 
können,7 stellt die konkrete Überprüfung der «Integration» die 
Einbürgerungsbehörden vor einige praktische Schwierigkeiten: Wie soll man in 
concreto z.B. die «Eingliederung» gem. lit. a, die als «[…] Aufnahme in die 
schweizerische Gemeinschaft und die Bereitschaft, sich in der schweizerischen 
Umwelt einzufügen […]» oder das «Vertrautsein» gem. lit. b, das als «[…] 
Übernahme schweizerischer Lebensgewohnheiten, Sitten und Gebräuche […]» 
definiert wird, überprüfen?8 Es stellen sich hier sowohl Fragen des Umgangs mit dem 
Ermessensspielraum als auch der Methodik.9 Wie genau die Überprüfung der 
Integrationsvoraussetzungen geschehen soll (oder eben nicht), generiert auch immer 
wieder mediale Aufmerksamkeit.10 Das ist im Übrigen auch eine der Fragen, mit der 
sich die aktuelle Totalrevision der Bundesregelungen zum Einbürgerungsrecht 
befasst. Bei dieser Reform ist aber höchst fragwürdig, ob sie sich nicht einfach in der 
langen Reihe von fehlgeschlagenen Neuordnungsversuchen des 
Einbürgerungsrechts einfügen wird.11  
 
[Rz 3] Auf der anderen Seite haben sich die Einbürgerungszahlen in der Schweiz 
innerhalb von wenigen Jahren vervielfacht.12 Dadurch sind die ordentlichen 
Einbürgerungen für viele Gemeinden zu einem «Massengeschäft» geworden. Das 
erhöht die Wichtigkeit des genauen Verständnisses, was in der sozialen Realität des 
Rechtsinstituts der Naturalisation vorgeht, noch zusätzlich.  
 
 
2. Zielsetzung und Grenzen der Studie ^  
[Rz 4] Die Totalrevision des Einbürgerungsrechts der Kantone Aargau und Zürich 
wurde hier zum Anlass genommen, um zu untersuchen, wie die Gemeinden die ihr 
übertragene Aufgabe der Überprüfung der Integration bzw. der «Eignung» im Sinne 
des BüG wahrnehmen. Hierbei kann die Situation im Kanton Aargau im Vergleich mit 
derjenigen in den anderen grossen Deutschschweizer Kantonen durchaus als 
paradigmatisch gelten, da das kantonale Recht den Gemeinden bei der Überprüfung 
der Integration ähnliche materielle Vorgaben macht.13  
 
[Rz 5] Hier soll besonders darüber Klarheit geschaffen werden, wie die 
Einbürgerungsbehörden in der konkreten Ausgestaltung des Verfahrens die 
materiellen, gesetzlichen Vorgaben formell umsetzen, d.h. mit welcher Methodik, mit 
welchem Zeitaufwand und von welcher Verwaltungseinheit die nötigen Informationen 
eingeholt werden, um die in Art. 14 lit. a bis d BüG erwähnten unbestimmte 
Rechtsbegriffe («Eignung», «Vertrautsein», «Integration») zu konkretisieren.14 Was 
diese Untersuchung nicht will, ist eine Definition von naturalisationsrelevanter 
Integration zu versuchen. Die hier gesuchte Erkenntnis soll rechtssoziologischer 
Natur sein, insofern mit einer quantitativen und qualitativen Methodik bestimmt wird, 
mit welcher konkreter Handlungsweise die rechtsanwendende Behörde die in der 
Lehre geformte Definition der Integration15 tatsächlich überprüft.16  
 
[Rz 6] In den letzten Jahren ist (jedenfalls von medialer Seite) nämlich immer wieder 
die Frage aufgeworfen worden, ob die Einbürgerungsbehörden in der Überprüfung 
der gesetzlichen Erfordernissen verhältnismässig, sachgerecht und fair vorgehen:17 
Hier ist v.a. an Konstellationen von Verletzungen verwaltungsrechtlicher 
Verfahrensgarantien zu denken, bei denen die für die Konkretisierung der 
Erfordernisse von Art. 14 lit. a bis d BüG zuständigen Amtsstellen inkorrekt (wenn 
nicht gar vexatorisch) handeln, häufig in der Form der informellen 
Verwaltungshandlung.18 Die vorliegende Untersuchung soll, gerade im Rahmen der 
Arbeiten zur Totalrevision der Einbürgerungsverfahren in verschiedenen Kantonen 
und im Bund, als Entscheidungsgrundlage für die Gestaltung der 
Integrationsabklärung dienen.  
 
 
3. Quantitative und Qualitative Methodik ^  
[Rz 7] Für diese Untersuchung wurde eine multidisziplinäre, «hybride» 
Arbeitsmethode gewählt, welche Fragebögen (die an einem randomisierten Sample 
von Einbürgerungsbehörden gesendet und anschliessend anonymisiert bearbeitet 
wurden) aber auch Experteninterviews kombiniert – es findet also ein grundsätzlich 
offenes Forschungsdesign Anwendung.19 In einem möglichst wenig standardisierten 
Verfahren werden die Daten, die anhand der Fragebögen gewonnen wurden, mit den 
individuellen Aussagen von Experten, die in den problemzentrierten Interviews 
gesammelt wurden, kombiniert.20 Der Aufbau des Fragebogens muss verschiedenen 
Erfordernissen entsprechen, insbesondere müssen Suggestivfragen vermieden 
werden; indes erlaubt es gerade die anonyme Form der selbst auszufüllenden 
Fragebögen erfahrungsgemäss auch, ehrlichere Antworten zu bekommen.21 
Gesendet wurde der Fragebogen randomisiert in elektronischer Form an 47 




4. Rechtsgrundlage des Verfahrens ^  
a. Aargau ^  
[Rz 8] Um zu verstehen, welche Verwaltungsbehörden mit der Prüfung der 
Integration bei der ordentlichen Einbürgerung betraut sind, müssen die kantonalen 
Ausführungsbestimmungen zum Einbürgerungsrecht konsultiert werden.23 Gemäss § 
20 Abs. 2 lit. k des Aargauer Gesetzes über die Einwohnergemeinden (GG)24 ist für 
die Zusicherung des Gemeindebürgerrechts im Kanton Aargau die 
Gemeindeversammlung zuständig. Aus der dreifachen Natur der Schweizer 
Staatsangehörigkeit (kommunales, kantonales und Bürgerrecht des Bundes) leitet 
sich ab, dass das Bürgerrecht der Gemeinde hier als erstes verliehen wird und quasi 
als Fundament der anderen Bürgerrechtsstufen dient, gem. Art. 37 Abs. 1 BV. Zur 
Vorbereitung der Verleihung der Staatsbürgerschaft sind vorgängig die Integration 
des Einbürgerungswilligen und die weiteren Erfordernisse (des kantonalen Rechts) 
zu überprüfen: Diese Abklärung ist dem Gemeinderat (Exekutive) übertragen, 
nachdem bereits das Gesuch um Einbürgerung dort einzureichen ist, vgl. § 11 Abs. 1 
und Abs. 2 KBüG. Dazu verfasst der Gemeinderat einen Integrationsbericht, gem. § 
8 Abs. 1 der Verordnung über Einbürgerungen und Bürgerrechtsentlassungen 
(KBüGV)25. Anschliessend ist das Gesuch der Gemeindeversammlung mit einer 
Empfehlung zur An- oder Ablehnung vorzulegen, bevor es dann nach eingetretener 
Rechtskraft weiter zum aargauischen Departement des Innern und der 
Einbürgerungskommission des Grossen Rates gelangt, gem. § 20 Abs. 2 lit. k GG 
i.V.m. § 11 Abs. 2, Abs. 3 und Abs. 4.  
 
[Rz 9] Der Gemeinderat kann die Erhebung der nötigen Daten und der 
Eignungsabklärung einer von ihm gewählten Kommission übertragen, vgl. § 37 
Abs. 2 lit. n i.V.m. § 39 Abs. 1 GG. Diese erledigt die Prozeduren z.H. des 
Gemeinderates. In Gemeinden mit einem Einwohnerrat (parlamentarische 
Vertretung) ist dieser für die Versicherung des Bürgerrecht zuständig, § 11 BüG 
i.V.m. § 20 Abs. 2 lit. k GG, § 55 und 66 Abs. 3 GG;26 in allen Fällen ist 
selbstverständlich ein pflichtgemässes Ermessen auszuüben.27  
 
 
b. Exkurs: Stadt Zürich ^  
[Rz 10] In der Stadt Zürich ist seit der Volksabstimmung vom 25. November 2007 die 
gemeinderätliche Bürgerrechtskommission (Parlament) abgeschafft und sämtliche 
Einbürgerungskompetenzen wurden dem Stadtrat (Exekutive) übertragen, gem. 
Art. 52 der Gemeindeordnung der Stadt Zürich (GO)28.29 Diese für die Schweiz eher 
ungewöhnliche verwaltungsrechtliche Konzentration der Eignungsüberprüfung und 
der Einbürgerungsverfügung auf eine Exekutivbehörde ist durch Art. 21 der 
Verfassung des Kantons Zürich (ZHKV)30 möglich, der es den Gemeinden überlässt 
zu bestimmen, welches Gemeindeorgan das Gemeindebürgerrecht erteilt. In 
Gemeinden mit einem Parlament können das die Gemeindeparlamente selbst sein, 




II. Ergebnisse ^  
1. Umfragebögen ^  
a. Antworten der Verwaltungseinheiten und Struktur der 
Einbürgerungsbehörden ^  
 
[Rz 11] Die Fragebögen, versehen mit 20 Fragen, die in einem Multiple-Choice-
Verfahren beantwortet werden konnten (mit Platz für freie Antworten), wurden 
elektronisch an 47 in einem randomisierten Verfahren ausgewählte Aargauer 
Gemeinden verschiedener Grössen und aller Bezirke gesendet. Der Fragebogen 
wurde nicht explizit z.H. des Gemeinderates, der Gemeindekanzlei oder der 
Einbürgerungskommission eines Einwohnerrates (falls vorhanden) adressiert, 
sondern in einem «To-whom-it-may-concern»-Verfahren an diejenigen Behörde(n) 
bzw. Verwaltungseinheiten, welche in ihrer Eigenrezeption und nach dem 
Gemeindereglement die Eignungsüberprüfung und die anderen 
Überprüfungspunkten (z.B. Wohnsitzerfordernis, etc.) i.S.v. § 11 KBüG der 
Einbürgerungskandidaten effektiv durchführen.32  
 
[Rz 12] Für die nötige Verortung der antwortenden Organisationen33 unter Wahrung 
der Anonymität wurde im Fragebogen gefragt, welche kommunale 
Verwaltungseinheit bzw. Behörde die Überprüfung der Eignung/Integration durchführt 
und welche Organisationseinheit effektiv auf den Fragebogen reagiert hat. So soll 
festgestellt werden, ob eine relevante Diskrepanz zwischen antwortender und 
durchführender Behörde besteht, welche die Resultate verfälschen könnte.  
 
[Rz 13] Es ist zu beobachten, dass von den zurückgekehrten Fragebögen 20 durch 
die Gemeindeverwaltungen (laut handschriftlichen Spezifikationen Kanzleien, 
Gemeindeschreiber, Einwohnerdienste etc.) ausgefüllt wurden, fünf durch 
Gemeinderäte und fünf weitere durch Einbürgerungskommissionen (wobei natürlich 
Mehrfachnennungen möglich waren, da mehrere Fragebögen von 
Verwaltungseinheiten, z.B. Gemeindeschreiber und Einbürgerungskommission 

























Abb. 1: Organisationen, welche den Fragebogen ausgefüllt haben 
(Mehrfachnennungen möglich); Legende Balken von links nach rechts: 
Verwaltung/Kanzlei (20); Gemeinderat (5); Einwohnerrat (0); 
Einbürgerungskommission (5); andere (0).  
 
[Rz 14] Ebenso wurde in einem separaten Punkt gefragt, ob die Gemeinden eine 
Einbürgerungskommission aufweisen: Hier wurde unterschieden zwischen den vom 
Gemeinderat eingesetzten Kommissionen und, in Einwohnerratsgemeinden, 
Einwohnerratskommissionen bzw. Gemeinden ohne Einbürgerungskommission. Die 
Resultate zeigen, dass neun Gemeinden über eine Gemeinderatskommission 
verfügen, zwei Gemeinden über eine Einwohnerratskommission (wobei eine 
Gemeinde spezifiziert, dass es sich um eine Mischkommission zwischen Verwaltung, 
Gemeinderat und Einwohnerrat handelt) und 14 Gemeinden, also eine Mehrheit 
(56%)34 , überhaupt keine Einbürgerungskommission aufweisen. Natürlich kann der 
beschränkte Umfang dieser Studie keine «absolute» Repräsentativität für die 
Situation in allen Gemeinden geltend machen.35  
 
[Rz 15] M.E. kann angenommen werden, dass die Quote der 
Einbürgerungskommissionen, über den ganzen Kanton hochgerechnet, beträchtlich 
tiefer ist als die hier vorgefundenen 44% (trotz randomisierter Versendung der 
Fragebögen). Dies könnte daran liegen, dass unter den Gemeinden, die effektiv an 
der Studie teilgenommen haben, auffällig viele bevölkerungsreiche Ortschaften sind: 
Nur zwei Umfrageteilnehmende gaben an, unter 1’000 Einwohner zu haben; drei 
zwischen 1’000 und 3’000 Einwohner; vierzehn Gemeinwesen haben zwischen 3’000 
und 8’000 Einwohner, drei Gemeinden zwischen 8’000 und 12’000 Einwohner und 
schliesslich sogar drei Gemeinden über 12’000, was eine Überpräsentierung dieses 
Segmentes darstellt. Nun sind gerade bevölkerungsreiche Gemeinden solche, die 
eher mit einer grösseren absoluten Zahl an Einbürgerungsgesuchen konfrontiert 
werden und deshalb wohl den Aufwand auf sich nehmen werden, spezifische 
Einbürgerungskommissionen einzurichten. Man kann also die Vermutung anstellen, 
dass Einbürgerungskommissionen für den Aargau die Ausnahme darstellen. Was zur 
Organisationsart der teilnehmenden Gemeinden hinzugefügt werden kann, ist, dass 
davon vier einen Einwohnerrat und 21 eine Gemeindeversammlung aufweisen.  
 
[Rz 16] Ein weiterer Punkt der Auswertung der Fragebögen ist die separate Frage, 
welche Organisationseinheit denn spezifisch die Integrations- bzw. 
Eignungsüberprüfung gem. Art. 14 lit. a und b BüG (in die schweizerischen 
Verhältnisse eingegliedert bzw. mit den schweizerischen Lebensgewohnheiten, 
Sitten und Gebräuchen vertraut sein) durchführt (vgl. dazu Abb. 2). Von den elf 
Gemeinden mit einer Einbürgerungskommission geben zehn Gemeinden an, dass 
diese Kommission (auch) für die Abklärung der Integration zuständig sei (hier sind 
natürlich Mehrfachnennungen möglich: So gibt z.B. eine Gemeinde an, die 
Integration werde bei ihnen von der Einbürgerungskommission und von der 





Abb. 2: Organisation, die für die eigentliche Überprüfung der Integration/Eignung 
zuständig ist (Mehrfachnennungen möglich); Legende Balken von links nach rechts: 
Gemeinderat (9); Verwaltungsmitarbeiter (9); Einbürgerungskommission (inkl. 
Einwohnerrat) (10); andere (2).  
 
[Rz 17] Besonders was die Ortschaften mit Einbürgerungskommission angeht, kann 
also festgestellt werden, dass dieser fast immer die Abklärung der Integration 
anvertraut wird. Wie in Abb. 2 ersichtlich, geben zwei Gemeinden schliesslich an, 
«andere» Organisationen würden die Integrationsüberprüfung übernehmen: Dabei 
geht es i.c. um Ausschüsse, welche z.B. von zwei Gemeinderäten oder von einem 
Gemeinderat und einem Vertreter der Verwaltung, bspw. der Gemeindeschreiber 




b. «Techniken» der Integrationsüberprüfung ^  
[Rz 18] Herzstück der Studie bildet nun die Beantwortung der Frage, wie die oben 
erwähnten Organisationseinheiten der Gemeinde (Einbürgerungskommission, 
Verwaltung, Ausschuss) effektiv die Integration bzw. die «Eignung» des 
Einbürgerungswilligen überprüfen, d.h. mit welcher Methodik und mit welchem 
Zeitaufwand sie dies betreiben.  
 
[Rz 19] Zur Frage, wie die Integration i.S.v. Art. 14 lit. a und b BüG untersucht wird, 
also, ob der Kandidat in die schweizerischen Verhältnisse eingegliedert ist, konnten 
sich die Gemeinden wie folgt äussern: Zur Auswahl standen, neben einer freien, 
selbst auszufüllenden leeren Linie für nicht genannte Methoden, die Antworten: «Im 
Gespräch mit dem Einbürgerungskandidaten», «Im Gespräch mit Referenzen des 
Einbürgerungskandidaten» (falls vorhanden), «Mit einem schriftlichen oder 
mündlichen Test», oder «Gar nicht» (wobei Mehrfachnennungen i.S. einer 
Methodenkombination natürlich möglich sind).  
 
[Rz 20] Die Auswertung der Resultate ergibt (Abb. 3), dass alle Gemeinden das 
persönliche Gespräch mit dem Einbürgerungskandidaten als Methode anwenden, 
um den Grad der Integration zu überprüfen. Sechs Kommunen führen ebenso ein 
Gespräch mit Referenzen des Kandidaten; neun führen einen (meist schriftlichen) 
Test durch, wohl i.S. eines Heimatkundetests; und drei Gemeinden geben an, für sie 
seien ein Schulbericht bei Jugendlichen und ein spezieller Fragebogen bzw. eine 


















Verlangen der Angabe einer lokalen Referenz
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Abb. 3: Methodik der Integrationsprüfung (Mehrfachnennungen möglich); Legende 
Balken von links nach rechts: Gespräch mit Kandidaten (25); Verlangen der Angabe 
einer lokalen Referenz (13); effektives Gespräch mit Referenz (6); (schriftlicher oder 
mündlicher) Test (0); gar nicht (0); andere (3).  
 
[Rz 21] Die Mehrheit der Gemeinden gab an, es sei für sie wichtig, um die Integration 
überhaupt prüfen zu können, lokale Referenzen des Kandidaten zu erhalten: Zwei 
Gemeinden bemängelten hier, die Einbürgerungskandidaten hätten immer wieder 
versucht, bereits eingebürgerte Familienmitglieder als Referenzen anzugeben, was 
aus Sicht der Objektivität aber problematisch sei. Tatsächlich verlangen von 25 
Gemeinden 13 die Angabe einer lokalen Referenz – offensichtlich wird diese aber 
nicht in allen Fällen dann auch effektiv angefragt, was die Diskrepanz zwischen der 
Angabe «Verlangen der Angabe einer lokalen Referenz» (13 mal) und der Angabe 
«effektives Gespräch mit Referenz» (nur sechs mal) erklärt. Zu den weiteren 
möglichen Gründen kann auf die folgenden Kapitel mit den qualitativ ausgewerteten 
Interviews verwiesen werden, ebenso auf einige Bemerkungen in den Fragebögen, 
die dahin gehen, dass es zu zeitintensiv wäre, allen Referenzen nachzugehen (vgl. 
dazu auch die folgenden Ausführungen zur zeitlichen Dauer der 
Integrationsüberprüfung).  
 
[Rz 22] Eine weitere Frage betraf auch einen anderen Teilaspekt der Integration, und 
zwar ob man die Einstellung des Einbürgerungskandidaten i.S. der 
Gleichberechtigung der Geschlechter und dem Vorhandensein einer 
verfassungsfeindlichen Einstellung spezifisch untersucht, so wie dies vom 
Bundesamt für Migration in einem Rundschreiben von 2005 verlangt wird.36 Hier 
gaben wiederum 22 Gemeinden an, diesen Punkt gesondert zu klären, drei 
Gemeinden dagegen prüfen ihn nicht, mit der Begründung, das sei wegen 
Zeitmangel unmöglich (zwei Antworten), oder die Frage nach der Einstellung zur 
Geschlechtergleichstellung und der Verfassungsfeindlichkeit könne «gar nicht 
verbindlich» abgeklärt werden.  
 
[Rz 23] Ein wichtiger Punkt der Untersuchung ist im Weiteren die Frage nach dem 
zeitlichen Aufwand bei der Überprüfung der Gemeinde. Dabei soll gemessen werden, 
inwiefern die Verwaltungen und Behörden, jenseits der methodologischen 
Selbstwahrnehmung, gewillt sind, für das Verfahren (zeitliche und damit personelle 
bzw. finanzielle) Ressourcen einzusetzen. Die Antworten der 25 Teilnehmer sind 
äusserst heterogen: Die Behörden geben Zeitwerte von zehn Minuten bis vier 
Stunden an. Eine graphische Darstellung macht hier die zuweilen eklatanten 










































Abb. 4: Wie viel Zeit wird von der zuständigen Organisation für die Untersuchung der 
Integration verwendet, pro Einbürgerungsgesuch? Legende Balken von links nach 
rechts: 10 Minuten (2); 15 Minuten (4); 20 Minuten (0); 30 Minuten (4); 40 Minuten 
(0); 50 Minuten (0); 60 Minuten (9); 70 Minuten (0); 80 Minuten (1); 90 Minuten (1); 
105 Minuten (1); 180 Minuten (1); 240 Minuten (2).  
 
[Rz 24] Interessant ist festzustellen, dass keine Korrelation zwischen der 
angegebenen Untersuchungszeit und der Methodik der Integrationsüberprüfung 
(Test, Gespräch mit Kandidat und/oder Referenz etc.) zu bestehen scheint: Auch 
Gemeinden, die angeben, die Integration multimethodisch (z.B. mit einen 
schriftlichen Test und einem persönlichen Gespräch mit den Kandidaten) zu 
überprüfen, melden Zeitangaben unter 30 Minuten (bzw. gar von zehn Minuten). 
Auffällig ist, dass eine klare Mehrheit der Gemeinden (15) eine Stunde und mehr Zeit 
in die Integrationsüberprüfung investiert (was einer Quote von 60% entspricht). Die 
durchschnittlich verwendete Zeit beträgt 67 Minuten pro Dossier, wobei die 
Verteilung aber sehr disparat ist.  
 
[Rz 25] Zu den Gründen der z.T. nur sehr geringen Zeitwerte (immerhin sechs 
Gemeinden investieren nur max. 15 Minuten für die Integrationsprüfung) kann auf die 
in den Fragebögen gemachten Aussagen abgestützt werden: Bereits bei der Frage, 
ob Referenzen zu den Einbürgerungswilligen eingeholt bzw. befragt wurden, gaben 
Gemeinden an, dies werde aus Zeitmangel nicht gemacht. Wie gesagt, gaben 
ebenfalls zwei Gemeinden direkt an, die Einstellung der Einbürgerungswilligen zu 
Fragen wie z.B. der Gleichberechtigung von Mann und Frau oder der 
Verfassungsfeindlichkeit ebenfalls aus Zeitgründen überhaupt nicht zu prüfen. Diese 
Aussagen, die dahin gehen, dass die Gemeinden in der Tendenz das 
Zeitmanagement im Verfahren als grundsätzlich problematisch empfinden, können 
dann später durch die Auswertung der Interviews bestätigt werden (vgl. Kapitel II.2.).  
 
[Rz 26] Dass hier primär zeitliche Faktoren von den Antwortenden selbst vorgebracht 
werden, deckt sich aber nur teilweise mit der Auswertung des folgenden Punktes des 
Fragebogens. Es wurde gefragt, ob die Gemeinde je einen ausserordentlichen 
Arbeitsaufwand für die Behandlung eines Einbürgerungsgesuches geltend machte, 
was dann mit sich bringen würde, dass die Einbürgerungsgebühr gem. § 3 Abs. 1 der 
Kantonalen Verordnung über die Gebühren im Bürgerrechtswesen (KBüGGV)37 
entsprechend erhöht (verdoppelt) werden kann: Hier gaben jedoch nur zwei 
Gemeinden an, dies je getan zu haben und zwar je einmal.  
 
[Rz 27] Eine andere Auffälligkeit findet sich in der statistischen Beziehung zwischen 
der zeitlichen Ressourcenverwendung der die Integration überprüfenden 
Organisation und der (bevölkerungsmässigen) Grösse der Gemeinde: Haben sechs 
Gemeinden mit über 8’000 Einwohner an der Umfrage teilgenommen, verwenden 
zwei dieser grossen Gemeinden lediglich 15 Minuten für die 
Integrationsuntersuchung. Die hier betrachteten grossen Gemeinden investieren also 
in der Tendenz in der Integrationsüberprüfung weniger als die mittelgrossen 
Gemeinden (3’000 bis 8’000 Einwohner). Wobei keine der im Sample vertretenen 




c. Stellungnahmen der Antwortenden i.S. Integrationsüberprüfung de lege 
ferenda ^  
[Rz 28] Ein nächster Fragenkomplex dreht sich nun um das Thema, wie die 
Behörden bzw. Verwaltungseinheiten, die sich mit der Frage der Integration i.S.v. 
Art. 14 BüG kümmern, selbst eine ideale Ausgestaltung der Eignungsüberprüfung 
entwerfen würden – jenseits der von ihnen selbst im vorherigen Teil des 
Fragebogens beschriebenen tatsächlichen Praxis. Der Zweck dieser Ermittlung soll 
sein, zu sehen, wie die Akteure, die direkt vom Thema betroffen sind, das Verfahren 


















im  Gespräch mit Referenzen
im  Gespräch mir dem Kandidaten
im Gespräch Nachbarn des Kandidaten









Abb. 5: Wie idealerweise die Prüfung der Integration zu bewerkstelligen wäre 
(Mehrfachnennungen möglich); Legende Balken von links nach rechts: 
Arbeitgeberberichte (23); Schulberichte (23); Polizeiberichte (15); im Gespräch mit 
Referenzen (14); im Gespräch mit dem Kandidaten (21); im Gespräch mit den 
Nachbarn des Kandidaten (3); durch Teilnahme am Vereinsleben (4).  
 
[Rz 29] Zu Abb. 5 ist noch zu erwähnen, dass sowohl verschiedene, heute schon 
gebräuchliche Methoden (Polizei-, Schulberichte etc.) als mögliche Antworten 
angeboten wurden, die Teilnehmer aber auch explizit dazu aufgefordert wurden, 
andere «Techniken» zu erwähnen, die ihres Erachtens zu einer besseren 
Überprüfung der Integration i.S.d. Gesetzes38 führen würden. So haben drei 
Gemeinden angegeben, sie würden ein Gespräch mit den Nachbarn des 
Einbürgerungswilligen begrüssen, obwohl offenbar keiner der Teilnehmer bei der 
vorherigen Frage, wie heute die Integration effektiv durchgeführt wird, eine solche 
Methode anwendet (vgl. Abb. 3). Die gleiche Diskrepanz zwischen gelebter 
Einbürgerungspraxis und angestrebtem Ideal kann auch bei der Befragung der 
Referenzen der Einbürgerungswilligen beobachtet werden: Während nur sechs 
Gemeinden heute mit Referenzen ein Gespräch führen, um auf die Integration des 
Kandidaten zurück zu schliessen, empfinden es 14 Gemeinden als eigentlich nötig, 
um genug über die zu einbürgernde Person zu erfahren. Diese Diskrepanz zwischen 
Realität und Ideal kann hier wiederum wohl mit fehlenden Ressourcen erklärt 
werden.  
 
[Rz 30] Pikant in seiner Widersprüchlichkeit zu den in der Umfrage erhaltenen 
Resultaten erscheint hier allerdings ein Detail, das gerade die Angabe von 
Referenzen angeht: Letztes Jahr hat das zuständige Departement Volkswirtschaft 
und Inneres des Kantons Aargau (DVI), das in der Gestalt seiner Bürgerrechtssektion 
die Formulare39 für die Gemeinden herausgibt, die als Mantel der 
Einbürgerungsdossier dienen, entschieden, dass die Kommunen bei berufstätigen 
Kandidaten keine Referenzen mehr angeben müssen. Diese Neuerung, steht 
diametral zu der geäusserten Einschätzung der auf dem Terrain tätigen 
Einbürgerungsbehörden, die offenbar eine Einholung von Referenzen als sachlich 
besonders zweckdienlich ansehen.  
 
[Rz 31] Eine weitere Frage betrifft die Selbsteinschätzung der für die Überprüfung der 
Integration zuständigen Organisationen, inwiefern sie ihrer Meinung nach 
«ausführliche», «personalisierte» Erhebungen in diesem Bereich durchführen und, 
falls eine negative Antwort gegeben wird, wieso keine solchen erreicht werden 
können. Die Auswertung ergab, dass von den 25 ausgefüllten Fragebögen nur in drei 
Fällen die Organisation das Gefühl hat, hier Schwierigkeiten zu haben. Bei der 
Begründung wurde einmal angegeben, dass die Überprüfung des Wahrheitsgehaltes 
der Aussagen der Einbürgerungskandidaten z.B. im Bereich der Gleichberechtigung 
der Geschlechter oder andere Punkte der Integration unmöglich sei und deshalb 
auch ein Fragezeichen hinter der Prüfung als solche gesetzt werden müsse. Zwei 
andere Gemeinden gaben sinngemäss an, dass einer «seriösen» Überprüfung der 
Integration der Zeitmangel im Wege stehen würde: Diese zwei Aussagen decken 
sich mit den in den vorherigen Fragen gemachten Aussagen über den zeitlichen 
Aufwand der heute gemachten Integrationsüberprüfung, welche bei einem Teil der 
Gemeinden als zu knapp betrachtet wird.  
 
 
2. Qualitative Aussagen und Interviews ^  
[Rz 32] Den Teilnehmern der Umfrage wurde schliesslich noch die Möglichkeit 
gegeben, sonstige, freie bzw. allgemeine Bemerkungen zur Problematik der 
Integrationsabklärung zu geben.40 Im Weiteren wurden mit zwei ausgewählten 
Vertretern von Einbürgerungsorganisationen längere Experteninterviews geführt, mit 
dem Ziel, qualitative Aussagen zu bekommen, welche die bereits ermittelten 
Resultate der Fragebogenauswertung in einen klareren Kontext setzen können.  
 
 
a. Qualitative Aussagen der Umfrageteilnehmer ^  
[Rz 33] Von den sechs «grossen» Gemeinden (mehr als 8’000 Einwohner), welche 
an der Umfrage teilgenommen haben, haben vier ein allgemeines Feedback in der 
Form einer freien Gedankenäusserung i.S. Integrationsüberprüfung im 
Einbürgerungsverfahren gegeben. Eine Aussage erwähnt wiederum den grossen 
Aufwand, den eine seriöse Integrationsabklärung mit sich trägt: «Es ist ein grosser 
Aufwand der EBK-[Einbürgerungskommission, Anm. d. Autors] Mitglieder nötig, wenn 
die Abklärungen seriös und fundiert durchgeführt werden sollen.»  
 
[Rz 34] Die Überprüfung der Deutschkenntnisse wird häufig als Aufgabe angesehen, 
die ausgelagert werden könnte: «Deutschkenntnisse müssten anhand von 
Standortbestimmungstest (nach europäischem Sprachenportfolio) nachgewiesen 
werden.»  
 
[Rz 35] Was mehrheitlich angegeben wird, ist ein Wunsch nach Vereinheitlichung der 
Einbürgerungsverfahren was die schriftlichen Tests angeht, seien es 
Heimatkundeüberprüfung oder Deutschtest. Was aber explizit nicht gewünscht wird, 
ist ein Übergang der Integrationsüberprüfung als Ganzes zum Kanton: Die 
Gemeinden fordern hier immer noch ein möglichst weites Ermessensfeld. Eine 
Kommune beschreibt es (stellvertretend für verschiedene vorgefunden Aussagen) 
so: «[Wir haben die] Beibehaltung der Zuständigkeit des 
Einwohnerrates/Gemeindeversammlung als Forderung. [Wir wünschen uns eine] 
Vereinheitlichung durch den Kanton, im Sinne einer Hilfeleistung, aber nicht als 
verbindliche Vorgabe.» Andere Gemeinden gehen in die ähnliche Richtung, indem 
sie verlangen, der Kanton solle (verbindliche) «Minimalraster» für die Überprüfung 
der Heimatkunde vorgeben. Interessant ist hier, dass die Gemeinden, die sich eine 
Vereinheitlichung der Heimatkunde- und Deutsch-Tests wünschen, hier immer eine 
schriftliche Überprüfung intendieren. Zugunsten dieser Methodik werden dann auch 
Fairness-Gedanken vorgebracht, so dass die Kandidaten im Kanton i.S. Prüfungen 
und Deutschkenntnisse gleich behandelt werden.  
 
[Rz 36] Eine Gemeinde schreibt dazu: «Klare und umsetzbare Prüfungsaufträge [sind 
wünschenswert], die mindestens kantonal, wenn nicht national, gleich gehandhabt 
werden und die verunmöglichen, dass willkürliche und von einzelnen Personen 
erfundene Auflagen gemacht werden.» Eine andere Gemeinde ergänzt: «[Die 
Totalrevision soll] [k]larere Regelungen und Vorgaben i.S. einer möglichst 
einheitlichen Beurteilung der Einbürgerungsvoraussetzungen im ganzen Kanton 
[bringen].»  
 
[Rz 37] Dieser Wunsch nach Vereinheitlichung kann wohl damit erklärt werden, dass 
verschiedene Umfrageteilnehmer die Meinung äussern, es gäbe Gemeinden, welche 
die Integrationsüberprüfung «nicht ernst» nehmen (es sei hier aber wiederum daran 
erinnert, dass nur eine Gemeinde selbst angibt, die Integrationsüberprüfung im Punkt 
der Geschlechtergleichberechtigung und der Verfassungsfeindlichkeit nicht 
durchzuführen; jedoch verwenden immerhin zwei Gemeinden für die 
Integrationsüberprüfung maximal zehn Minuten). Im Übrigen kann z.T. in den 
Antworten der teilnehmenden Organisationen ein Grundtenor des «Verdachts» 
herausgespürt werden: Es wird immer wieder die Meinung geäussert, «gewisse», 
«andere» Gemeinden würden die Integrationsüberprüfung nicht mit der gleichen 
Gewissenhaftigkeit wie sie selbst betreiben. Eine Gemeinde schreibt: «Es ist 
notorisch, dass nicht alle Gemeinden den gleichen Aufwand betreiben: So wurde 
eine Person bei uns Sozialhilfeempfängerin, die vor nicht allzu langer Zeit in [einer 
Stadt] eingebürgert worden war und die praktisch kein Wort Deutsch spricht. So 
etwas macht wütend.» Dieser Umfrageteilnehmer wünscht sich dann vom 
Gesetzgebungsverfahren auch eher verbindliche Minimalangaben und «mehr 
Strenge».  
 
[Rz 38] Was dreimal erwähnt wurde (etwas überraschend, da das Thema in der 
medialen Diskussion, welche um die Totalrevisionen der Einbürgerungsrechte 
regelmässig stattfindet, m.E. nicht besonders präsent war), ist der Wunsch nach 
Abschaffung der Einzeleinbürgerung bei Ehepartnern und die Aufhebung der 
Möglichkeit einer Doppelbürgerschaft. Dazu emblematisch: «Nur gemeinsame 
Einbürgerungen von Ehepaaren (keine Einzeleinbürgerungen von Ehepartnern) 
[sollen möglich sein]. Bei Einbürgerung […] Verzicht auf das angestammte 
Bürgerrecht.» Und weiter: «Bei Ehepaaren ist es stossend, wenn sich nur eine 
Person einbürgern lassen will.»  
 
[Rz 39] Eine weitere Forderung, die mehrmals vorkommt (viermal), ist diejenige, dass 
die definitive Entscheidung über die Zusicherung des Gemeindebürgerrechts von der 
Gemeindeversammlung bzw. Einwohnerrat zur Exekutive gehen sollte bzw. zu einer 
eigenen Einbürgerungskommission. Hier erwähnt dann aber einer dieser 
Umfrageteilnehmer etwas desillusioniert: «[A]uch wenn dies politisch wohl kaum 
durchsetzbar sein wird!» Die restlichen Teilnehmer scheinen mit der heutigen 
Situation zufrieden zu sein und eine Kommune bescheinigt der 
Gemeindeversammlung sogar eine «Watch-Dog»-Funktion.  
 
[Rz 40] Andere antwortende Organisationen wünschen sich dagegen wieder eine 
Situation wie vor 2003 zurück, als eine Begründung für Ablehnungen nicht nötig war. 
Dies wird mit der schwierigen Substantiierung einer fehlenden Integration erklärt, so 
z.B. von einer Kanzlei einer mittelgrossen (5'000 bis 8'000 Einwohner) Gemeinde: 
«Die Einbürgerungskandidaten leben oft in ihren landestypischen Gemeinschaften. 
Eine Integration in Vereinen bzw. im ‹Dorfleben› wie wir uns das vorstellen, ist kaum 
bemerkbar. Eine klare Überprüfung [der Integration] ist somit sehr schwierig. Für die 
Ablehnung des Gesuches [ist dies] jedoch oft nicht Grund genug.» Ein 
Exekutivmitglied einer weiteren mittelgrossen Gemeinde meint dazu ähnlich: «Häufig 
handelt es sich bei fehlender Integration um ein völlig isoliertes Leben der Ausländer. 
Sie wohnen in der Nähe ihrer Landsleute, die häufig auch Verwandte sind. Sie 
kaufen in eigenen Läden ein. Sie gehen in ihrem Heimatland in die Ferien. Sie haben 
keinen Kontakt zum Dorf, zu Schweizern allgemein. Wenn wir dann gerne 
Referenzen hätten, sind es dann eingebürgerte Landsleute. Politisches Interesse ist 
dann sowieso nicht vorhanden. Diese Personen kann man sicherlich nicht als 
integriert bezeichnen. Und doch ist es sehr schwierig, ihre Gesuche abzulehnen. 
Diese Situation ist sehr unbefriedigend.»  
 
[Rz 41] Zwei von 25 antwortenden Organisationen verlangen schliesslich de lege 
ferenda die Einführung einer erleichterten Einbürgerung, für in der Schweiz geborene 




b. Auswertung Interviews ^  
[Rz 42] Bei den interviewten Experten handelt es sich einerseits um ein Mitglied einer 
Verwaltungseinheit (Gemeindekanzlei), das u.a. mit der Integrationsüberprüfung 
betraut ist. Andererseits wurde ein Gemeinderat befragt, welcher in seinem Ressort 
auch diesen Themenbereich innehatte – die Akteure sind also mit dem Verfahren in 
mittelgrossen Gemeinden seit mehreren Jahren vertraut.  
 
[Rz 43] Beide Personen sind sich in der Einschätzung der Wichtigkeit der Integration 
einig. Andererseits wird, bereits am Anfang des Gesprächs, eine Problematisierung 
und eine semantische Infragestellung des Integrationsbegriffes gemacht, die auch 
reflexive Aspekte der eigenen Tätigkeit beinhalten. So meint dazu das 
Verwaltungsmitglied:  
 
[Rz 44] «Integration ist wohl das Wichtigste im Einbürgerungsverfahren. Aber ich 
habe vielfach nicht ein sehr gutes Gefühl dabei. […] Die meisten 
Einbürgerungskandidaten sagen ja z.B. wenn es um das Ferienverhalten geht, wir 
gehen ‹heim›, da meinen sie ihr Ursprungsland. Sie sagen da wirklich ‹heim›. Oder 
häufig kennen die Leute schlichtweg niemanden in der Gemeinde. Niemanden. Das 
kann natürlich auch einem Schweizer passieren – aber auf der einen Seite halten wir 
[die Fiktion] aufrecht, man solle hier integriert sein, ‹in die Verhältnisse›, andererseits 
sind es nur die wenigsten. […] Das ist hier eine Illusion, was hier dem Gesetzgeber 
als Integration als Teilnahme am Leben der Gemeinde vorschwebt: Häufig leben die 
Ausländer, hier denke ich vor allem an Personen aus dem Balkan, der Türkei oder 
Sri Lanka, unter sich. Hier sehe ich eine Diskrepanz zwischen dem Gesetz […] und 
das was wir dann wirklich untersuchen. […] Mich stört einfach, dass ich sie frage, 
dass ich sie fragen muss, dass es aber dann am Schluss niemanden interessiert und 
sie sowieso eingebürgert werden. So verlangt der Kanton in seinen Fragebögen 
immer Auskünfte über Freizeitverhalten, Hobbys. Aber ich habe noch nie einen Fall 
gesehen, wo das irgendeine Konsequenz gehabt hätte. […] Hier sehe ich eine 
grosse Diskrepanz zwischen dem Integrationsbegriff [des Gesetzes] und der 
Realität.»  
 
[Rz 45] Für den politisch denkenden Gemeinderat ist hier die Einbürgerungsthematik 
in der grösseren «Überfremdungsdebatte» zu lesen, die in den letzten Jahren «[…] 
von einer gewissen Fremdenfeindlichkeit geprägt war.»  
 
[Rz 46] Auf die Frage hin, was denn ein «Muss» sei, um als integriert zu gelten, 
meint das Verwaltungsmitglied: «Wichtig ist das Verhalten der Eltern in der Schule. 
Hier sollte ganz klar angesetzt werden: Wie verhalten sich die Leute in der Schule, 
wie sind sie im Verhalten gegenüber ihren Kindern. Geben sie den Kindern die 
Chancengleichheit, die sie verdient haben? Darf das Kind ins Schullager? Darf es in 
den Schwimmunterricht? Das ist dann sehr wichtig. Hier wünsche ich von den 
Lehrern deshalb mehr als einen ‹Dreizeiler›, hier will ich dann einen ausführlichen 
Bericht über das Verhalten der Eltern.»  
 
[Rz 47] Was die Rolle der Schulberichte angeht, fügt der Gemeindepolitiker zu 
ähnlichen Ausführungen wie die Verwaltungsperson noch hinzu: «Die Schulberichte 
sind auch ganz wichtig, weil ich das Verhalten der Jugendlichen kennen will. Sie 
dürfen nicht negativ auffallen, aggressiv sein, gewalttätig, aber auch nicht völlige 
Schulversager. Das ist wichtig, in diesem Alter.»  
 
[Rz 48] Zum eigentlichen Gespräch mit den Einbürgerungswilligen meint die 
Verwaltungsperson: «Da kann behauptet werden, was man will: Die Überprüfung der 
Aussagen ist sehr schwierig. Deshalb sind eben Berichte sehr wichtig. Z.B. Berichte 
der Schule, der Lehrer, und zwar ausführliche, über das Verhalten, das Interesse der 
Eltern. […] Aber auch die Referenzen der Leute sind wichtig: Wie verhält sich die 
Person dem anderen Geschlecht gegenüber? Ist sie tolerant? Das ist wichtiger als 
z.B. die Mitgliedschaft in einem Verein.»  
 
[Rz 49] Zur Wichtigkeit von politischem Interesse meint das Verwaltungsmitglied: 
«Das ist mir nicht so wichtig. Wie viele Schweizer sind sehr gute Bürgerinnen und 
Bürger und interessieren sich nicht für Politik? Sehr viele. Wichtig ist anderes. Z.B., 
wie sich die Person mit den Nachbarn oder in der Schule verhält. […] Deshalb finde 
ich es ganz wichtig, dass der Kanton von den Einbürgerungswilligen Referenzen 
verlangt, welche dann von den Gemeinden auch wirklich in einem telefonischen 
Gespräch überprüft werden sollen. Sonst können wir, kann sich niemand ein Bild 
über die Person machen. Das finde ich wichtiger z.B. als wenn jemand weiss, wer 
Ständeratspräsidentin ist. Hier höre ich von Gemeinden, die verlangen alle Details 
über Legislative, Exekutive und Judikative und dann verlangen sie nicht einmal eine 
Referenz aus der Gemeinde und falls [die Referenz] verlangt wird, wird sie 
womöglich gar nicht kontaktiert.»  
 
[Rz 50] Diametral anderer Meinung beim Thema «politisches Interesse» ist der 
Politiker: «Die Einbürgerung verleiht die politischen Rechte. Das ist für mich der 
zentrale Punkt. Die Leute haben ja meist bereits die Niederlassungsbewilligung, d.h. 
sie erhalten alle Leistungen der Sozialwerke und haben auch ein Aufenthaltsrecht. 
Wenn sie sich einbürgern lassen wollen, dann erwarte ich Interesse für die Politik 
und ein Wille zum mitmachen. Das ist dann zentral für diesen Schritt, das gehört in 
diesem bestimmten Abschnitt des Lebens zur Integration. Für mich ist es sehr 
enttäuschend: Ich habe so viele Leute eingebürgert, und fast keiner kommt an die 
politischen Veranstaltungen! Das sollte viel mehr in den Vordergrund gestellt werden. 
Die Einbürgerung ist nicht einfach eine ‹Anerkennung›, eine ‹Belohnung›, nein es 
geht hier wirklich um Stimm- und Wahlrecht!»  
 
[Rz 51] Die Verwaltungsperson kritisiert auch das neue Formular des Kantons, das 
bei Arbeitstätigen die Angabe von Referenzen nicht mehr verlangt. Den 
Arbeitgeberreferenzen wird sowohl vom Politiker als auch vom Verwaltungsmitglied 
eine gute Aussagekraft attestiert. Der Politiker erwähnt hier nochmals die Referenz 
des Arbeitgebers, die er als zentral ansieht, ebenfalls der «finanzielle Leumund» 
durch einen leeren Betreibungsregisterauszug. Zu den Referenzen aus der 
Gemeinde meint der Politiker noch: «Wenn einer gar keine Referenz angeben kann, 
dann ist das natürlich ein Hinweis [für fehlende Integration].»  
 
[Rz 52] Zu den Prüfungen wird vom Verwaltungsmitglied noch ausgeführt: «Falls jede 
Gemeinde wieder einen eigenen Fragebogen bastelt, bringt das nichts. Dann gibt es 
wieder die ‹lieben› und die ‹strengen›: Das wäre auch wieder nicht fair. Schriftliche 
Fragebögen können sinnvoll sein, wegen der Rechtsgleichheit, weil man so alle nach 
einem Raster benoten kann. Aber das soll der Kanton für die Gemeinden gestalten.» 
Hier wird also auch von dieser Seite eine Standardisierung durch den Kanton 
gefordert.  
 
[Rz 53] Auf den Inhalt einer allgemeinen Integrationsüberprüfung angesprochen, 
meint die Verwaltungsperson: «Es sollen gemischte Fragen sein: 
Heimatkundefragen, aber auch alltägliches, über besonders aktuelle oder 
kontroverse Abstimmungen, aber auch, wie sie z.B. zur Gleichstellung der 
Geschlechter stehen, obwohl das dann natürlich häufig nicht überprüfbar ist.»  
 
[Rz 54] Der Politiker meint dazu: «Die heutigen gesetzlichen Vorschriften sind für 
mich fast, so muss man es sagen, unbrauchbar. Sie müssten viel konkreter sein. Wir 
bräuchten vom Kanton eine praktische Handhabung. Das kann in meiner Meinung, 
davon bin ich heute überzeugt, nur in der Form von schriftlichen Tests stattfinden, 
was die Sprache und die Staatskunde angeht. […] Das soll dann der Kanton 
standardisieren. Es sollen zwar keine ‹Intelligenztests› sein, aber sie müssen eine 
gewisse Intensität haben.»  
 
[Rz 55] Bei jungen, hier geborenen Menschen, geht die Meinungen des 
Verwaltungsmitgliedes in einer ganz anderen Richtung: «Hier wäre ich für eine 
‹erleichterte› Einbürgerung, falls kein Strafregisterauszug besteht und keine 
negativen Feedbacks von Nachbarn und Referenzen da sind. Referenzen bräuchte 
es trotzdem. Aber man müsste kein Gespräch mehr mit der Person führen und auch 
keine Test. Falls es keine negativen Vorkommnisse im Leumund gibt, soll man sie 
einfach, eben ‹vereinfacht›, einbürgern.»  
 
[Rz 56] Ein anderer in den Gesprächen aufkommender Themenkomplex ist die 
Selbstreflexion der Behörde. So meint der Verwaltungsmitarbeiter: «Es wäre immer 
einfacher, alle durchzuwinken. Die Versuchung besteht sicher bei gewissen 
Gemeinden. Mir scheint, die Praxis ist in den letzten Jahren, seit 2003, eher large 
geworden, weil man sich heute so viel aufbürdet, wenn man jemanden nicht 
einbürgern will. Ein ‹nein› zieht immer viel Arbeit nach sich. Die Begründung der 
Ablehnung muss halt juristisch hieb und stichfest sein. […] Hier kann z.B. die 
Gemeindeversammlung auch nie eine solche stichfeste Begründung für eine 
Ablehnung liefern, oder? Da könnte man konsequent sein und die 
Gemeindeversammlung hier diese Kompetenz wegnehmen. Das sollte die 
Verwaltung zusammen mit dem Gemeinderat prüfen und entscheiden. […] So könnte 
man auch die ganzen Emotionen der Gemeindeversammlung herausnehmen.»  
 
[Rz 57] Was der Kommunalpolitiker noch als sehr problematisch empfindet, ist die 
Rolle der Medien, besonders der Zeitungen, in der öffentlichen Diskussion um die 
Einbürgerungen. «Wenn jemand mal abgelehnt wird, dann fährt die Presse ja gleich 
rein, wie schlimm und bös da die Gemeinde wieder sei. Dabei hat ein Gemeinderat, 
wenn er die Ablehnung empfiehlt, sicher sehr gute Gründe. Ich rede von diesen 
Fällen, von den begründeten Ablehnungen. Aber auch da kommt dann evtl. ein 
Journalist und macht irgendeine Boulevardgeschichte daraus. Da braucht es 
offenbar eine eigentliche Aufklärungsarbeit bei gewissen Medienschaffenden. […] 
Das ist wirklich ein allgemeines Gefühl, das ich habe. […] Seit den Fällen von 
Emmen, die wirklich skandalös waren, im Kanton Luzern, kommen die Journalisten 




III. Fazit und Schlussfolgerungen ^  
[Rz 58] Sowohl in der juristischen, wie auch in der politischen Debatte wird in den 
letzten Jahren diskutiert, wie genau eine verhältnismässige, sachgerechte und faire 
Integrationsüberprüfung im Einbürgerungsverfahren zu bewerkstelligen ist. Durch die 
Feedbacks der an dieser Studie teilnehmenden Aargauer Einbürgerungsbehörden 
auf kommunaler Stufe kann nun ein Überblick über die Methoden zur 
Integrationsüberprüfung gegeben werden, welcher alles in allem eine gewisse 
Repräsentativität für sich in Anspruch nehmen darf.41  
 
[Rz 59] Von den vertretenen Gemeinden weist nur eine Minderheit eine 
Einbürgerungskommission auf. Im Sample sind aber bevölkerungsreiche Kommunen, 
die eher mit einer grossen absoluten Zahl von Einbürgerungsgesuchen konfrontiert 
sind, überrepräsentiert. Da diese tendenziell zu einer «Professionalisierung» des 
Einbürgerungswesen durch die Schaffung einer gesonderten (Verwaltungs-)Einheit 
wie einer Kommission bereit sind, muss angenommen werden, dass 
Einbürgerungskommissionen für den Kanton Aargau die Ausnahme darstellen (für 
den Rücklauf der Fragebögen vgl. Abb. 1).  
 
[Rz 60] Weiter kann ausgesagt werden, dass die Integrationsüberprüfung meist etwa 
gleich häufig von Gemeinderäten und Verwaltungsmitarbeitern geleistet wird. Falls 
aber Einbürgerungskommissionen vorhanden sind, übernehmen diese die Aufgabe 
(Abb. 2).  
 
[Rz 61] Die an der Umfrage teilnehmenden Organisationen wurden ebenfalls 
gebeten, zu beschreiben, wie sie heute tatsächlich die Integration im 
Einbürgerungsverfahren messen und wie sie dieses Verfahren als Ideal ausgestalten 
würden. Hier fällt in der Auswertung der Resultate eine relativ grosse Diskrepanz 
zwischen gelebter Rechtsrealität im Verwaltungsalltag und den selbstreflektierten 
methodologischen Idealen auf. Geben z.B. von den 25 antwortenden Organisationen 
alle an, die Integration durch ein Gespräch mit dem Einbürgerungskandidaten zu 
überprüfen, machen 14 Gemeinden einen mündlichen oder schriftlichen Test, 
verlangen 13 Gemeinden die Angabe einer lokalen Referenz, aber nur sechs führen 
dann auch ein effektives Gespräch mit dieser Referenz durch. Hier ist eine 
Diskrepanz zur «Best-Practice»-Lösung, welche die Umfragteilnehmer selbst 
angeben, feststellbar: 14 Gemeinden empfinden nämlich ein Gespräch mit lokalen 
Referenzen des Einbürgerungskandidaten als notwendig für die saubere Eruierung 
der Integration (vgl. dazu Abb. 3 und Abb. 5).  
 
[Rz 62] Eine weitere Frage betrifft die zeitlichen Ressourcen, die von Gemeinden zur 
Überprüfung der Integration pro Einbürgerungsgesuch investiert werden. Hier fällt 
auf, dass die angegebenen Zeitwerte je nach Gemeinde extrem unterschiedlich sind: 
Geben sechs Gemeinden an, weniger als 15 Minuten einzusetzen (10 Gemeinden 
unter einer halben Stunde), beträgt der zeitliche Durchschnitt hier 67 Minuten (vgl. 
dazu Abb. 4). Besonderes auffällig ist, dass grössere Gemeinden dazu tendieren, 
weniger als eine halbe Stunde in die Integrationsüberprüfung zu investieren.  
 
[Rz 63] Was die zeitliche Ausgestaltung des Verfahrens angeht, kann jedenfalls nach 
der Analyse gesagt werden, dass für eine solch komplexe Abklärung wie derjenigen 
der Integration eine Aufwendung von zehn bis 15 Minuten als nicht genügend 
erscheinen muss. Aus eigener langjähriger Erfahrung scheint eine zeitliche 
Investition von 60 Minuten pro Einbürgerungsgesuch als knapp ausreichend für eine 
zweckmässige Feststellung i.S.d. Gesetzes: Hier fallen ja neben den persönlichen 
Gesprächen die Einholung der obligatorischen Minimalreferenzen bei Arbeitgeber, 
Schule, Polizei und, je nach Alter, Jugendstaatsanwalt an. Besonders zeitintensiv ist 
auch die (mündliche) Prüfung des vom Kanton geforderten minimalen Heimat- und 
Staatskundewissens.  
 
[Rz 64] Eine weitere Inkongruenz kann in der Begründung gefunden werden, wieso 
die Gemeinden nicht mehr Zeit in das Verfahren der Integrationsüberprüfung 
investieren: Hier wurde von den meisten, die sich reflexiv einen höheren Zeiteinsatz 
wünschen, angegeben, dass dies aus personell-organisatorischen Gründen nicht 
realisierbar sei. Jedoch geben nur zwei Gemeinden an, überhaupt jemals die 
gesetzlich mögliche Erhöhung der Einbürgerungsgebühren vollzogen zu haben, falls 
ein Fall einer besonders langen Abklärung bedürft hätte. D.h., dass einerseits geklagt 
wird, es sei zu wenig Zeit für eine tiefgehende Überprüfung der Integration 
vorhanden, andererseits aber so gut wie keiner der befragten Ortschaften die 
Möglichkeit ergreift, i.S. der Kostenwahrheit bei aufwendigen, zeitintensiven 
Verfahren die Gebühr entsprechend anzupassen.  
 
[Rz 65] Im qualitativen Teil der Untersuchung wurde den Organisationen ferner die 
Möglichkeit gegeben, Wünsche de lege ferenda für das Verfahren der (Total-
)Revision des Einbürgerungsverfahrens, wie es im Moment in verschiedenen 
Kantonen und im Bund ansteht, zu formulieren. Hier scheint durch, dass sich die 
teilnehmenden Gemeinden die Angaben von Mindeststandards in der Form von 
vorgefertigten schriftlichen Tests und Fragekatalogen wünschen, die vom Kanton 
verfasst werden müssten. Dieser Wunsch nach Vereinheitlichung (i.S.v. 
Minimalstandards) kann damit erklärt werden, dass verschiedene Gemeinden den 
Verdacht äusserten, es gäbe Einbürgerungsbehörden, welche das 
Integrationserfordernis nicht genügend seriös überprüfen würden.  
 
[Rz 66] Alles in allem ist zu beobachten (besonders nach der Auswertung der 
Experteninterviews), dass die Gemeindebehörden die Integrationsüberprüfung stark 
problematisieren und selbstreflexiv ihre Rolle und die der anderen Gemeinden 
kritisch hinterfragen. Insbesondere wird angegeben, dass seit den 
Bundesgerichtsurteilen von 2003 speziell in der Ablehnung von Gesuchen eine 
grosse Unsicherheit vorgefunden werden kann (wobei auch hier in den 
Stellungnahmen der Topos wiederkehrt, es gäbe «large» und «strenge» Gemeinden, 
was wiederum mit Frustrationserfahrungen im Zusammenhang mit der eigenen 
Praxis in Verbindung gebracht werden darf). Von einer formellen kantonalen 
Harmonisierung erhofft man sich dann Abhilfe – gleichzeitig wird aber betont, dass 
der Kanton die effektive, materielle Integrationsüberprüfung den Gemeindebehörden 
überlassen müsse.  
 
[Rz 67] Die Rolle der Gemeindeversammlung ist in der Wahrnehmung der für die 
Integrationsüberprüfung zuständigen Organisationen auch nicht frei von 
Widersprüchen: Einerseits möchten zwei Gemeinden die Zuständigkeit zur 
Aussprechung der Einbürgerungsverfügung definitiv alleine beim Gemeinderat 
sehen, andererseits sieht eine andere Gemeinde die Funktion der 
Gemeindeversammlung gerade in der Überwachung der Behörden und weniger in 
einem Beitrag zur Integrationsüberprüfung («Watch-Dog»-Aufgabe).  
 
[Rz 68] Es kann abschliessend festgehalten werden, dass verschiedenste 
Gemeinden wohl immer noch nicht die Vervielfachung der Einbürgerungszahlen der 
letzten zehn Jahren organisationell und verwaltungstechnisch bewältigen konnten, 
trotz eigentlich klarer rechtlicher Grundlagen.  
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